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Demographischer Wandel als 
Rekrutierungsproblem? 
Regionale Ungleichheit und unerschlossene Potentiale bei 
der Nachwuchsgewinnung der Bundeswehr 
Wenke Apt 

Angesichts der demographischen Entwicklung in Deutschland ist absehbar, dass es 
bei der militärischen Nachwuchsrekrutierung künftig eine wachsende Diskrepanz 
zwischen Personalangebot und -nachfrage geben wird. Während die deutsche Bevölke-
rung zunehmend durch Alterung, Schrumpfung, regionale Unterschiede und ethnisch-
kulturelle Heterogenisierung gekennzeichnet ist, fragt die Bundeswehr junge, leis-
tungsfähige Rekruten mit deutscher Staatsbürgerschaft nach. Dabei deckt sie ihren 
Personalbedarf überproportional stark in den ostdeutschen Bundesländern. Zugleich 
zeigen die jüngsten Bevölkerungsprognosen des Statistischen Bundesamts, dass sich 
die rekrutierungsrelevanten Kernpotentiale mehr und mehr verringern werden. Dies 
sind wichtige Eckdaten für die künftige militärische Einsatzfähigkeit der Bundeswehr 
und die außenpolitischen Handlungsoptionen Deutschlands. 

 
Mittlerweile wird der demographische 
Wandel als bedeutende Rahmenbedingung 
der militärischen Nachwuchsrekrutierung 
wahrgenommen. Im November 2009 hat 
das Statistische Bundesamt die »12. koordi-
nierte Bevölkerungsvorausberechnung« 
veröffentlicht. Die Studie dokumentiert 
die absehbaren Veränderungen im Alters-
aufbau der deutschen Bevölkerung bis zum 
Jahr 2060 und verdeutlicht dabei die Dimen-
sion des absoluten wie relativen Jugend-
rückgangs. Geht man von den bisherigen 
Mustern militärischer Personalbedarfs-
deckung aus, ist indes die im Februar 2010 
vorgelegte »12. koordinierte Bevölkerungs-
vorausberechnung nach Ländern« von noch 

größerer sicherheitspolitischer Relevanz. 
Sie zeichnet ein Bild regionaler demogra-
phischer Spaltung mit teils gegenläufigen 
Entwicklungen. 

Personalbedarf der Streitkräfte 
Im Jahr 2009 beschäftigte die Bundeswehr 
etwa 250 000 Soldatinnen und Soldaten: 
131 000 Soldaten auf Zeit, 57 000 Berufs-
soldaten, 37 000 Grundwehrdienstleistende 
(GWDL) und 25 000 freiwillig länger Wehr-
dienst Leistende (FWDL). Der strukturell 
bedingte Regenerationsbedarf ist hoch; 
derzeit liegt er jährlich bei rund 23 700 
Soldaten auf Zeit. Rund ein Drittel davon 



wird durch Erstverpflichtungen in der 
Truppe gedeckt, der Rest durch externe 
Nachwuchsgewinnung. Die Hauptziel-
gruppe sind ungediente Frauen und Män-
ner deutscher Staatsbürgerschaft zwischen 
17 und 24 Jahren, die sich in der Orientie-
rungsphase für Ausbildung und Beruf be-
finden. Dabei fragt die Bundeswehr ver-
stärkt gut ausgebildetes und technisch 
versiertes Personal mit einer hohen physi-
schen und psychischen Belastbarkeit nach. 

Regionale Personalbedarfsdeckung 
In den vergangenen Jahren wurde der 
Nachwuchs für die Streitkräfte zunehmend 
aus Ostdeutschland rekrutiert. Höhere 
Arbeitslosenquoten und eine geringere 
universitäre Ausbildungsrate unter ost-
deutschen Jugendlichen, insbesondere 
jungen Männern, dürften diese Entwick-
lung begünstigt haben. Noch im Jahr 2000 
stammten nicht mehr als etwa 23 Prozent 
der Erstverpflichtungen an GWDL oder 
FWDL aus Ostdeutschland. 2007 war dieser 
Anteil mit rund 43 Prozent fast doppelt so 
hoch. Zugleich wurde in diesem Jahr mehr 
als ein Drittel aller Zeit- und Berufssoldaten 
aus Ostdeutschland rekrutiert. Es gibt also 
deutliche regionale Unterschiede in der Be-
reitschaft, militärischen Dienst zu leisten. 

Zur Darstellung der Unterschiede eignet 
sich die sogenannte Militärpartizipations-
rate. Sie errechnet sich aus der Anzahl des 
militärischen Personals pro 1000 Einwoh-
ner. In Anlehnung an dieses Konzept wird 
hier die Zahl laufbahnspezifischer Bewer-
bungen und Einstellungen exemplarisch 
auf die Jahrgangsstärken 18-jähriger Männer 
in allen Bundesländern (außer Berlin) um-
gerechnet. Die Betrachtung bezieht sich auf 
die Jahre 2000–2009 und basiert auf Perso-
naldaten der Bundeswehr und demographi-
schen Daten des Statistischen Bundesamts. 

Wehrdienst 
Die strukturell bedingten Umfangreduzie-
rungen bei den GWDL spiegeln sich in der 
Militärpartizipationsrate junger Männer 

wider. Zwischen 2000 und 2009 sank der 
Bevölkerungsanteil an GWDL kontinuier-
lich in allen Bundesländern. Erst 2009 stieg 
die Beteiligung am Grundwehrdienst in 
Ostdeutschland wieder leicht an, als der 
erste Nach-Wende-Geburtsjahrgang das 
Eintrittsalter für den Wehrdienst erreichte. 

Im Durchschnitt lag der Bevölkerungs-
anteil an GWDL in allen ostdeutschen 
Bundesländen über 23 Prozent – und damit 
ausnahmslos höher als in den westdeut-
schen Ländern. Am höchsten war die 
Beteiligung in Mecklenburg-Vorpommern 
(26 Prozent) und Brandenburg (24 Prozent), 
danach folgten Thüringen, Sachsen-Anhalt 
und Sachsen. Im Westen Deutschlands 
zeichnete sich dagegen eine stärkere Vari-
anz ab: Während in drei Ländern – Bremen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein – die 
Beteiligung am Grundwehrdienst mit 18 
bis 20 Prozent relativ hoch war, fiel sie in 
Baden-Württemberg, Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen vergleichsweise gering aus 
(11–13 Prozent). 

Die regionalen Unterschiede setzten sich 
beim freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst 
fort. In allen ostdeutschen Bundesländern 
lag der durchschnittliche Bevölkerungs-
anteil an FWDL über 5 Prozent. Am höchs-
ten war er in Thüringen und Sachsen-
Anhalt (jeweils 6 Prozent), dahinter folgten 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg 
und Sachsen. In den westdeutschen Län-
dern bewegte sich der durchschnittliche 
Bevölkerungsanteil an FWDL bei lediglich 
1–2 Prozent, mit Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen an der Spitze. 

Legt man eine kombinierte Partizipa-
tionsrate von GWDL und FWDL zugrunde, 
so wird ersichtlich, dass die Beteiligung 
junger Männer in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Thüringen und Brandenburg bundes-
weit am höchsten war (30–31 Prozent), 
gefolgt von Sachsen-Anhalt und Sachsen 
(28–29 Prozent). In den westdeutschen 
Bundesländern wiederum war die Rate in 
Bremen, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein relativ hoch (20–21 Prozent), in 
Baden-Württemberg dagegen besonders 
gering (12 Prozent). 
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Laufbahn der Offiziere 
Die höhere militärische Beteiligung von 
jungen ostdeutschen Männern zeigte sich 
ebenso in den Karrierelaufbahnen der 
Streitkräfte. Wird das Bewerberaufkommen 
für die Offizierslaufbahn des Truppen- und 
Sanitätsdienstes in den Jahren 2000–2009 
exemplarisch auf den Bevölkerungsumfang 
18-jähriger Männer in den Bundesländern 
umgerechnet, so ergeben sich die höchsten 
Durchschnittswerte für Thüringen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Brandenburg (jeweils 3 Prozent). Unter 
Westdeutschen ist der Anteil von Männern, 
die an einer Offizierslaufbahn interessiert 
sind, in Schleswig-Holstein, Niedersachsen 
und im Saarland am höchsten (je 2 Prozent). 

Entsprechend der Bewerbersituation war 
auch der Bevölkerungsanteil an eingestell-
ten Offiziersanwärtern in den ostdeutschen 
Bundesländern deutlich höher. In Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen lag er 
bei je 1 Prozent, in den führenden westdeut-
schen Bundesländern Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein bei lediglich 0,4 Prozent. 

Laufbahnen der Feldwebel, 
Unteroffiziere und Mannschaften 
Für die Laufbahnen der Feldwebel, Unter-
offiziere und Mannschaften bewarben sich 
in Ostdeutschland zwischen 2007 und 2009 
etwa 10 Prozent eines Jahrgangs junger 
Männer; die höchsten Werte erreichten 
dabei Mecklenburg-Vorpommern (16 Pro-
zent) und Sachsen-Anhalt (12 Prozent). Der 
westdeutsche Durchschnitt lag bei knapp 
5 Prozent, wobei sich in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein mit 9 bzw. 7 Prozent ein 
überdurchschnittlich großer Anteil junger 
Männer für eine der Laufbahnen bewarb. 

Dem stärkeren Interesse entsprechend 
war auch bei den eingestellten Feldwebeln, 
Unteroffizieren und Mannschaftssoldaten 
der durchschnittliche Bevölkerungsanteil 
in den ostdeutschen Bundesländern (5 Pro-
zent) höher als in den westdeutschen (2 Pro-
zent). In Ostdeutschland war die Beteiligung 
in Mecklenburg-Vorpommern (8 Prozent) 
und Sachsen-Anhalt (6 Prozent) besonders 

hoch; in Westdeutschland galt dies für 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
(jeweils 3 Prozent). 

Insgesamt ergibt sich über die einzelnen 
Laufbahnen hinweg eine Reihe von Regel-
mäßigkeiten: Umgerechnet auf die Jahr-
gangsstärke 18-jähriger Männer stellen 
ostdeutsche Bundesländer ausnahmslos 
den mit Abstand größten Bevölkerungs-
anteil bei Bewerbungen und Einplanungen 
– unabhängig davon, ob es sich um GWDL, 
FWDL oder Soldaten auf Zeit handelt. Füh-
rend sind dabei vergleichsweise struktur-
schwache Bundesländer wie Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg, gefolgt 
von Sachsen-Anhalt und Thüringen. In den 
westdeutschen Bundesländern sind es 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein, die 
einen besonders hohen Bevölkerungsanteil 
bei Bewerbungen und Einplanungen auf-
weisen; Ähnliches gilt für das Saarland. 
Dagegen ist die militärische Partizipation 
wie auch das Interesse an einer militäri-
schen Laufbahn in wirtschaftlich stärkeren 
Regionen wie Sachsen und vor allem Baden-
Württemberg oder Bayern relativ gering. 

Personalangebot im 
demographischen Wandel 

Veränderungen in der Altersstruktur 
Sollte sich der aktuelle Trend fortsetzen, so 
wird die Bevölkerung in Deutschland von 
82 Millionen Menschen im Jahr 2008 auf 
etwas weniger als 65 Millionen im Jahr 
2060 zurückgehen. Dabei werden die junge 
Bevölkerung und die Bevölkerung im Er-
werbsalter schneller und deutlich stärker 
schrumpfen als die Gesamtbevölkerung. 
Schon heute weicht der Altersaufbau der 
deutschen Bevölkerung stark von der klassi-
schen Pyramidenform ab, und es gibt gra-
vierende Unregelmäßigkeiten in der Bevöl-
kerungsverteilung (siehe Abbildung 1). In 
den nächsten Jahrzehnten werden die stark 
besetzten Jahrgänge in der Altersstruktur 
weiter nach oben wandern, mit zeitlicher 
Verzögerung ausdünnen und zahlenmäßig 
kleineren Altersgruppen weichen.
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Abbildung 1: 

Altersstruktur in Deutschland 2010, 2030 und 2060 (Angaben in Lebensjahren bzw. Tausend) 

 
Der Höhepunkt des Alterungsprozesses 
wird um das Jahr 2030 erreicht, wenn die 
»demographische Welle« der Babyboomer-
Generation in das Rentenalter eintritt. 
Danach wird sich der Alterungsprozess ver-
langsamen und die Bevölkerungsschrump-
fung dominieren. Infolge der veränderten 
demographischen Struktur wird das mitt-
lere Alter der Bevölkerung – das sogenannte 
Medianalter, das als Indikator für Alterung 
gilt – um neun Jahre ansteigen. Zwischen 
2045 und 2060 wird damit etwa die Hälfte 
der Bevölkerung älter als 52 Jahre alt sein. 
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Regionale demographische Ungleichheit 
Diese für Gesamtdeutschland skizzierte 
Entwicklung wird in den einzelnen Regio-
nen sehr unterschiedlich ausfallen. Zwar 
erwartet West- und Ostdeutschland eine 
ähnliche demographische Zukunft, aller-
dings werden die Auswirkungen des Wan-
dels Ostdeutschland früher und in größe-
rem Ausmaß treffen. Dabei existiert die 
demographische Spaltung des Landes schon 
seit Anfang der neunziger Jahre – einer 
rasch alternden, schrumpfenden Bevölke-
rung in Ostdeutschland steht eine zwar 
ebenfalls alternde, aber weiter wachsende 
Bevölkerung in Westdeutschland gegenüber. 
Die beiden wesentlichen Ursachen für diese 
Entwicklung sind regionale Fertilitätsunter-
schiede und Wanderungsbewegungen. 

Wie groß die Bedeutung der regionalen 
demographischen Ungleichheit ist, doku-

mentiert eine Vielzahl aktueller Berichte 
und Vorausberechnungen. So machte eine 
im Januar 2010 veröffentlichte Bevölke-
rungsprognose des Statistischen Amts der 
EU (Eurostat) deutlich, dass die demogra-
phische Herausforderung nirgendwo in 
Europa größer ist als in Deutschland – 
und dabei vor allem im Osten des Landes. 
Demnach befinden sich sieben der zehn 
EU-Regionen mit dem gegenwärtig und 
zukünftig höchsten Medianalter in Ost-
deutschland: Chemnitz, Sachsen-Anhalt, 
Brandenburg (Nordost, Südwest), Dresden, 
Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern. 

In Zukunft wird sich der demographi-
sche Ost-West-Gegensatz abschwächen. Laut 
aktueller Raumordnungsprognose des Bun-
desamts für Bauwesen und Raumordnung 
wird sich ab etwa 2030 auf der Deutsch-
landkarte ein breiter keilförmiger Korridor 
von Regionen mit stagnierender oder 
schrumpfender Bevölkerung herausbilden. 
Er umfasst an der Spitze Nordhessen, 
das südöstliche Niedersachsen und Teile 
Frankens, reicht nach Norden hin bis ins 
Mecklenburgische und erstreckt sich im 
Süden entlang der tschechischen Grenze 
bis fast zur Donau. In anderen Regionen 
wird die Bevölkerung langsamer altern und 
noch ein gewisses Wachstum verzeichnen. 
Allerdings werden Ausdehnung und Anzahl 
demographischer Wachstumsregionen 
abnehmen. Das Bevölkerungswachstum 
wird sich auf wenige zusammenhängende 
Gebiete in Westdeutschland beschränken.



Abbildung 2: 

Prognostizierte relative Veränderung in der 18-jährigen männlichen 

Bevölkerung nach Bundesländern (ohne Berlin) 2006 bis 2060 (2006 = 100) 
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Abkürzungen: BB: Brandenburg, BW: Baden-Württemberg, BY: Bayern, HB: Bremen, HE: Hessen, HH: Ham-
burg, MV: Mecklenburg-Vorpommern, NI: Niedersachsen, NW: Nordrhein-Westfalen, RP: Rheinland-Pfalz, 
SH: Schleswig-Holstein, SN: Sachsen, SL: Saarland, ST: Sachsen-Anhalt, TH: Thüringen. 

Anmerkung: 2006–2008 = Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, 
ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. 

(eigene Darstellung) 

 
Dazu gehören vor allem der Raum um 

München sowie die beiden Hansestädte 
Hamburg und Bremen. Auch werden ein-
zelne Gebiete in Nordrhein-Westfalen, ins-
besondere entlang des Rheins, sowie in 
Baden-Württemberg – am Mittleren Neckar, 
im südlichen Schwarzwald und am Boden-
see – noch ein gewisses Wachstum ver-
buchen können. 

Regionen mit schrumpfender Population 
werden zugleich einen deutlichen Rückgang 
der Jugendbevölkerung erleben. Dieser wird 
besonders in Ostdeutschland, und dabei 
vor allem in peripheren und wirtschaftlich 
schwachen Regionen, dramatisch sein. Ab-
bildung 2 veranschaulicht den relativen 
Rückgang der Jugendbevölkerung zwischen 
2006 und 2060 anhand der rekrutierungs-
relevanten Bevölkerungsgruppe der 18-
jährigen Männer. Auffällig in der nach 

Bundesländern differenzierten Darstellung 
ist der rapide Rückgang in den fünf ostdeut-
schen Ländern zwischen 2006 und 2012, 
der auf den sogenannten »Wendeknick« 
zurückzuführen ist. Entsprechend dem 
Wiederanstieg der Geburtenzahlen ab 1994 
wird für den Zeitraum zwischen 2012 und 
2018 eine leichte Zunahme der 18-jährigen 
männlichen Bevölkerung auf 50 bis 60 Pro-
zent des Niveaus von 2006 prognostiziert. 
In den folgenden Jahren bis etwa 2027 wird 
sich die Größe dieser Bevölkerungsgruppe 
stabilisieren. Danach wird der Abwärts-
trend wieder an Dynamik gewinnen, und 
ab 2050 dürfte die Zahl der 18-jährigen 
Männer in den ostdeutschen Bundeslän-
dern bei 35 bis 45 Prozent des Niveaus 
von 2006 liegen. 

In den westdeutschen Bundesländern 
wird der Rückgang der Jugendbevölkerung 
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gemäßigter verlaufen als in den ostdeut-
schen. Dabei erwartet man für zwei west-
deutsche Länder jedoch eine relativ untypi-
sche Entwicklung. Im Saarland wird der 
Rückgang der Jugendbevölkerung in 15 bis 
20 Jahren eine ähnliche Dimension wie in 
Ostdeutschland erreicht haben. Um das 
Jahr 2025 wird die Zahl 18-jähriger Männer 
hier noch etwa 60 Prozent des Bestandes 
von 2006 aufweisen, und auch danach wird 
der Abwärtstrend weiter anhalten. Dagegen 
ist Hamburg das einzige Bundesland, in 
dem die Bevölkerungsgröße 18-jähriger 
Männer in etwa 30 Jahren wieder das 
Niveau von 2006 erreichen wird, bevor sie 
dann bis zum Ende des Betrachtungszeit-
raums auf ein Niveau von etwa 75 Prozent 
des Ausgangsbestandes absinkt. Eine ähn-
liche Entwicklung – wenn auch auf niedri-
gerem Niveau – wird für Bremen erwartet. 
Bei den größeren Flächenländern erscheint 
die prognostizierte Entwicklung der 
Jugendbevölkerung in Bayern, Hessen und 
Baden-Württemberg vergleichsweise gut. 

Internationalisierung der Bevölkerung 
Durch die Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte, die Aufnahme von Zuwande-
rern und den Zuzug sogenannter Spätaus-
siedler ist die deutsche Bevölkerung in den 
letzten Jahrzehnten internationaler und 
ethnisch-kulturell heterogener geworden. 
Grundsätzlich lässt sich diese Entwicklung 
in allen Regionen Deutschlands beobach-
ten. Allerdings knüpft Zuwanderung häufig 
an bestehende soziale Netzwerke an und 
konzentriert sich so auf Ballungsräume in 
West- und Süddeutschland sowie Hamburg 
und Bremen. In Ostdeutschland beschränkt 
sich die Internationalisierung, also die 
Zunahme von Bevölkerungsgruppen mit 
Migrationshintergrund, auf wenige Kern-
städte wie Berlin, Leipzig, Dresden, Halle 
und Rostock. Dieses starke räumliche Ge-
fälle bei der Zuwanderung wird auch den 
künftigen Internationalisierungsgrad der 
Teilregionen beeinflussen. Parallel dazu 
zeichnet sich eine zunehmende Internatio-
nalisierung der Erwerbsbevölkerung ab. 

Dies betrifft vor allem die Neuzugänge auf 
dem Arbeitsmarkt. Da die Bevölkerung 
auch in den bislang wichtigsten Herkunfts-
regionen Ost- und Südeuropas abnimmt, 
wird sich der Ursprung des Zuwanderungs-
potentials künftig mehr und mehr in 
außereuropäische Regionen verschieben, 
insbesondere nach Afrika. 

Fazit 

Schrumpfende Kernpotentiale 
Aufgrund der Bevölkerungsentwicklung in 
Deutschland werden die bisherigen demo-
graphischen Kernpotentiale der militäri-
schen Personalbedarfsdeckung schrumpfen. 
Von Bedeutung sind dabei nicht nur die 
generellen Veränderungen in der Alters-
struktur, sondern auch spezifische regio-
nale Unterschiede. Denn vom demographi-
schen Wandel werden gerade jene Bundes-
länder am stärksten betroffen sein, die bis-
lang eine besonders große Zahl an Bewer-
bern für den militärischen Dienst und eine 
überproportional hohe Militärpartizipation 
aufweisen. Dazu zählen vor allem Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen in Ostdeutschland sowie Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und das Saar-
land in Westdeutschland. Neben der demo-
graphischen Alterung und Schrumpfung 
wird in diesen Bundesländern die vorwie-
gend jugendspezifische Abwanderung aus 
peripheren, strukturschwachen Regionen 
in strukturstarke Ballungsgebiete das 
Rekrutierungspotential der Streitkräfte 
weiter reduzieren. Da dörfliche und klein-
städtische Milieus eine höhere militärische 
Affinität besitzen als der urbane Raum, 
werden die Folgen des ländlichen Jugend-
rückgangs für die Nachwuchsrekrutierung 
über den rein quantitativen Effekt hinaus-
gehen. 

Insgesamt verläuft der demographische 
Wandel in Süddeutschland moderater als 
im Norden – Hamburg und Bremen aus-
genommen – und vor allem im Osten 
Deutschlands. Wirtschaftswachstum als 
Grundlage für Wanderungsgewinne und 
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eine vergleichsweise höhere Geburten-
häufigkeit tragen zu dieser Entwicklung 
bei. Nach jetzigem Stand wird die Bundes-
wehr jedoch kaum von dieser relativ güns-
tigen Bevölkerungsentwicklung profitieren 
können, da die militärische Beteiligung 
junger Männer in Bayern, Baden-Württem-
berg und Hessen sowie den beiden Hanse-
städten bisher vergleichsweise gering war. 
Die Internationalisierung der Bevölkerung, 
die sich auf diese Bundesländer konzen-
triert, stellt dabei eine weitere limitierende 
Rahmenbedingung der militärischen Nach-
wuchsrekrutierung dar, steht sie doch in 
Widerspruch zu einer Grundvoraussetzung 
des militärischen Dienstes: dem Besitz der 
deutschen Staatsbürgerschaft. 

Konkurrenz um qualifiziertes Personal 
Mit den absehbaren demographischen Ver-
änderungen, insbesondere dem absoluten 
und relativen Rückgang der Jugendbevölke-
rung, wird sich die Anzahl derjenigen, die 
auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt für 
den militärischen Dienst zur Verfügung 
stehen, entscheidend vermindern. 

Durch die zunehmende Verrentung der 
geburtenstarken »Babyboomer«-Jahrgänge 
wird das Erwerbspersonenpotential ab 2020 
nachhaltig schrumpfen. Angesichts der stei-
genden Nachfrage nach gut ausgebildetem 
Personal dürfte sich daher schon mittel-
fristig ein umfassender Fachkräftemangel 
abzeichnen. Folglich wird sich der Wett-
bewerb um die nachrückenden jungen 
Arbeitskräfte weiter verschärfen. Dies gilt 
vor allem für solche mit guter schulischer 
Vorbildung oder zivilberuflicher Qualifika-
tion im technischen und elektronischen 
Bereich. Parallel zum Personalwettbewerb 
auf dem zivilen Arbeitsmarkt dürfte es 
auch zwischen den beruflichen und den 
universitären Ausbildungseinrichtungen 
zu einer verstärkten Konkurrenz um geeig-
nete Bewerber kommen. 

Die Aussichten von Schulabgängern 
auf dem zivilen Ausbildungs-, Weiter-
bildungs- und Arbeitsmarkt werden sich 
entsprechend verbessern, was die Position 

der Bundeswehr gegenüber anderen Insti-
tutionen im Wettbewerb um den passen-
den Nachwuchs schwächen dürfte. Die 
Überlappung von zivilwirtschaftlicher 
und militärischer Personalnachfrage wird 
in Zukunft die größte Herausforderung 
für die Personalbedarfsdeckung der Streit-
kräfte darstellen. 

Schon heute gibt es entsprechende 
Schwierigkeiten bei einigen militärischen 
und zivilen Funktionen der Bundeswehr. 
Betroffen davon sind vor allem die Auf-
gabenbereiche Informationstechnik und 
Elektronik, der Sanitätsdienst, die Spezial-
kräfte, das fliegerische Personal und der 
Militärische Fachdienst. So kann beispiels-
weise seit Ende der neunziger Jahre der 
Bedarf an Ingenieuren im gehobenen und 
im höheren technischen Dienst nicht mehr 
gedeckt werden. Ebenso sind im Fliegeri-
schen Dienst mitunter Personalengpässe 
bei Jet-Piloten, Transportflugzeugführern 
und Hubschrauberführern zu beobachten. 
Darüber hinaus wurde erst kürzlich im 
Jahresbericht des Wehrbeauftragten die 
verschlechterte Personallage im Zentralen 
Sanitätsdienst angemahnt. 

Die Hauptursachen für die aktuellen 
Engpässe bei der Nachwuchsrekrutierung 
werden einerseits in den hohen Anforde-
rungen für die Spezialistenlaufbahnen 
der Streitkräfte, andererseits im stärkeren 
Wettbewerb um qualifizierten Nachwuchs 
gesehen. Dabei zeichnen sich neben dem 
quantitativen Rückgang der Jugendbevöl-
kerung auch qualitative Problembereiche 
für die militärische Personalbedarfs-
deckung ab, wie die Bildungskluft entlang 
soziodemographischer Trennlinien, die 
wachsende Zahl übergewichtiger junger 
Menschen, das Absinken der allgemeinen 
körperlichen Leistungsfähigkeit sowie der 
gesellschaftliche Wertewandel und die 
vorherrschende Präferenz – insbesondere 
gut ausgebildeter – Jugendlicher für zivile 
Berufe. 
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Anpassungsstrategien 
Mögliche Anpassungsstrategien bewegen 
sich im Spannungsfeld zwischen Spar-
zwängen und den Anforderungen an per-
sonelle Quantität wie Qualität. Dabei ließen 
sich die vorhandenen demographischen 
Ressourcen durchaus besser nutzen. Zum 
einen könnte man das Rekrutierungs-
potential auf Personen ausdehnen, deren 
physische und kognitive Fähigkeiten zu-
nächst noch unzureichend sind, jedoch 
dem soldatischen Anforderungsprofil an-
geglichen werden können. Zum anderen 
wäre daran zu denken, bisher unterreprä-
sentierte Bevölkerungsgruppen (Frauen 
sowie ethnische, kulturelle und religiöse 
Minderheiten mit deutscher Staatsbürger-
schaft) verstärkt anzuwerben und bislang 
ausgeschlossene Gruppen (Personen mit 
ausländischer Staatsbürgerschaft sowie 
Ältere) zu legitimieren. Solche Maßnahmen 
entsprächen auch dem notwendigen öko-
nomischen Kalkül. 
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Gleichzeitig könnte eine höhere ethnisch-
kulturelle Diversität in den Streitkräften als 
»Multiplikationsfaktor« wirken und die 
Effektivität in kulturell komplexen Einsät-
zen erhöhen. So zeichnen sich etwa Solda-
ten türkischer Herkunft im Afghanistan-
Konflikt durch ein vergleichsweise großes 
Verständnis für die lokale Kultur aus, wäh-
rend weibliche Soldaten im Afghanistan- 
wie auch im Kosovo-Einsatz bei der Inter-
aktion mit der zivilen Gesellschaft von 
großer Bedeutung sind. Damit hat die 
Demographie der Streitkräfte auch einen 
gewissen Einfluss auf strategische Optio-
nen im Einsatz. 

Die Erhöhung der Lebensarbeitszeit und 
der damit einhergehende geringere Ergän-
zungsbedarf könnten die Auswirkungen 
des demographischen Wandels auf die 
Streitkräfte ebenfalls abmildern. Dass sich 
der Fokus bei der Rekrutierung auf Jugend 
und Vitalität richtet, muss angesichts der 
hohen Personalfluktuation und des unaus-
gewogenen Verhältnisses zwischen in Aus-
bildung befindlichem und erfahrenem 
Personal ohnehin in Frage gestellt werden. 
Eine längere Verweildauer der Soldaten in 

der Bundeswehr würde die Rendite der 
militärischen Ausbildung erhöhen und 
Fachwissen auf Positionen erhalten, die 
durch eine hohe Aufgabenkomplexität ge-
kennzeichnet sind. Zudem wäre eine ältere 
Truppe nicht zwangsläufig eine physisch 
weniger leistungsfähige. 

Die abgeleiteten Handlungsoptionen für 
die Personalbedarfsdeckung im demogra-
phischen Wandel deuten auf neue Erforder-
nisse und Herausforderungen bei der Orga-
nisation der Streitkräfte hin. Dies gilt vor 
allem für die militärische Fort- und Weiter-
bildung, das Bemühen um eine höhere 
Attraktivität des militärischen Dienstes 
(besonders im Hinblick auf eine lebens-
zyklusorientierte Karriereplanung sowie 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf) 
und letztlich die soldatische Identitäts-
bildung nach den Konzepten der Inneren 
Führung. 
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